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				Über dieses Buch 

		
		 

		 

		 
		
					Wie schützen der Rechtsstaat und seine Institutionen die Betroffenen von Verfolgung, Flucht, Rassismus, Antisemitismus und Misogynie? Die Ereignisse der letzten Jahre haben gezeigt, dass Gefahren für den demokratischen Rechtsstaat nicht nur von außen drohen, sondern auch von innen. Der Report 2023 verfolgt anhand der wichtigsten Fälle aus dem vergangenen Jahr, wo rechte Akteur*innen das Recht nutzen und die Justiz ihnen zur Seite springt, beleuchtet aber auch erfolgreiche rechtliche Gegenstrategien. Es geht etwa um den Rauswurf des AfD-Richters Jens Maier, die Proteste von Corona-Leugner*innen und den »NSU 2.0«-Skandal.
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					Die Herausgeber*innen sind Journalist*innen und kritische Jurist*innen, die sich von einer Grundeinsicht leiten lassen: Rechtsextreme verstehen das Recht als Arena ihrer politischen Kämpfe und versuchen, es für ihre Zwecke auszunutzen. Wenn alle diese Versuche dokumentiert und bewertet werden, ist ein wichtiger Schritt getan, um sich besser wehren zu können.
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Warum »Recht gegen rechts«?

Prolog

Im August 2022, im dritten Jahr des Reports »Recht gegen rechts«, jährte sich auch eines der prägendsten Ereignisse aus der Frühphase des gerade wiedervereinigten Deutschlands. Vor 30 Jahren beging ein rassistischer Mob aus Neonazis und Anwohner*innen in Rostock-Lichtenhagen den Pogrom am »Sonnenblumenhaus«, einem Wohnheim ehemaliger Vertragsarbeiter*innen aus Vietnam. Aus der Menge von über 2000 Personen wurden unter Applaus und Jubel Steine und Brandsätze geworfen. Als das Haus in Flammen stand, wurde die Feuerwehr am Löschen gehindert. Auf Anweisung der Polizeieinsatzleitung hatten sich Polizist*innen wenige Stunden vor dem Pogrom vom »Sonnenblumenhaus« zurückgezogen, so dass die über 100 Bewohner*innen, ein ZDF-Kamerateam und der Integrationsbeauftragte von Rostock schutzlos dem rassistischen Mob und den Flammen ausgeliefert waren.
 
Die Tage in Rostock-Lichtenhagen stehen seither für das Versagen des Rechtsstaats und für den Auftakt eines rassistischen Flächenbrands. Kaum eine*r der Tatbeteiligten wurde strafrechtlich zur Rechenschaft gezogen. Statt beschämt ob der Flammen des Hasses, die in Hoyerswerda 1991, Rostock-Lichtenhagen und Mölln 1992, in Solingen 1993, in der ganzen Republik wieder aufloderten, den längst begonnenen Anfängen zu wehren, schaffte eine breite Mehrheit von CDU/CSU, FDP und SPD das in Artikel 16a Grundgesetz verankerte Grundrecht auf Asyl im Mai 1993 de facto ab. Ein Grundrecht, das als Reaktion auf die Shoah sowie den Völkermord an den europäischen Sinti*zze und Roma*nja und die Verfolgung von Homo- und Transsexuellen, Kommunist*innen, Gewerkschafter*innen, Sozialdemokrat*innen und anderen Gegner*innen des NS-Regimes im Mai 1949 im Grundgesetz verankert worden war.
 
Wie schützen der Rechtsstaat und seine Institutionen die Betroffenen von Verfolgung, Flucht, Rassismus, Antisemitismus und Misogynie 30 Jahre nach der Zäsur von Rostock-Lichtenhagen und mehr als zehn Jahre nach der Selbstenttarnung des »Nationalsozialistischen Untergrunds«? Was tun sie zum Schutz von denjenigen, die sich für Demokratie und Zivilgesellschaft engagieren? Zum Redaktionsschluss dieses Reports brennen erneut die Unterkünfte von Geflüchteten, die in Deutschland Schutz suchen vor Krieg, Verfolgung und Folter. Wieder übertönen die Stimmen des Hasses die Praxis des Willkommens in einer offenen Gesellschaft, und wieder wollen Politiker*innen gerade diesen Stimmen zuhören. Wieder werden Gesetze verändert und genutzt, um nun die Europäische Union als Ganzes abzuriegeln – während täglich Menschen im Mittelmeer ertrinken und den illegalen Pushbacks, Folter und Misshandlungen an den Grenzen Europas ausgesetzt sind.
 
»In dieser Lage ist es uns wichtig, einer kritischen Öffentlichkeit zugänglich zu machen, wo die Justiz ihre Instrumente zur Verteidigung von Demokratie und Vielfalt derzeit verstauben und verrosten lässt; wo sie Sensibilität für die Rechte von nicht nur rassistisch Marginalisierten vermissen lässt; und auch wo sie ihrerseits zu einem Teil des Problems wird, indem sie etwa Rassist*innen noch bestärkt oder ihnen scheinbar Argumente liefert.« Das hatten wir vor drei Jahren im Vorwort des ersten Reports »Recht gegen rechts« erklärt.
 
Seitdem haben die exemplarischen Auseinandersetzungen um die Rückkehr des rechtsextremen Richters Jens Maier in die sächsische Justiz (siehe den Beitrag von Christine Nordmann), Gerichtsentscheidungen zugunsten rechter Coronaleugner*innen (siehe die Beiträge von Annelie Kaufmann und Donata Hasselmann), rechte Schöff*innen (siehe den Beitrag von Susanne Müller) und der staatsanwaltschaftliche Schutz für rechte Polizist*innen (siehe den Beitrag von Pitt von Bebenburg) gezeigt: Die Gefahren für den demokratischen Rechtsstaat drohen längst auch von denen, die aus dem Inneren der Institutionen angetreten sind, ihn zu zerstören.
 
Wie verletzlich und politisch das Rechtssystem und das Recht selbst sind, führen uns nicht zuletzt auch die Entscheidungen des US-amerikanischen Supreme Court vor Augen. Die rechtskonservative Mehrheit setzte mit der Aufhebung des vor über 50 Jahren in der berühmten Grundsatzentscheidung Roe v. Wade verankerten Selbstbestimmungsrechts von Frauen auf Schwangerschaftsabbruch das Recht als schärfste Waffe für den Kulturkampf von rechts ein. Die Richter*innen machten damit zugleich Zugeständnisse an christlich-fundamentalistische Bewegungen. Dessen Strateg*innen haben ihre nächsten Ziele schon fest vor Augen: die Rechte von Minderheiten und den Klimaschutz komplett abzubauen. Und auch wenn in Deutschland mit der hart erkämpften Abschaffung des Paragraphen 219a Strafgesetzbuch das Recht aktuell eine andere Entwicklung zu nehmen scheint, so ist unübersehbar, dass die erfolgreiche Strategie der US-amerikanischen extremen Rechten, über Jahrzehnte hinweg durch politische Prozessführung eine Agenda gegen rechtsstaatliche Grundsätze und menschenrechtliche Errungenschaften durchzusetzen, sich längst zum transnationalen Modell entwickelt hat. Das erleben wir beispielsweise in Entscheidungen des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte (siehe den Beitrag von Maximilian Pichl im Report 2022 S. 139ff.) und im Kampf um die Unabhängigkeit der polnischen Justiz (siehe die Beiträge von Alexander Thiele und Dieter Plehwe) und auch in der Art und Weise, wie Ermittlungsbehörden und die politisch Verantwortlichen rechtsextreme Polizist*innen in Hessen vor Strafverfolgung schützen – eindrücklich beschrieben von der Frankfurter Rechtsanwältin Seda Başay-Yıldız im Vorwort des diesjährigen Reports.
 
Welche Handlungsmöglichkeiten bleiben Rechtswissenschaftler*innen, Journalist*innen und Anwält*innen, die mit diesen Zuständen nicht einverstanden sind? »Recht gegen rechts« – ist es wirklich so einfach? Wie können wir, die sonst – gerade wegen der Erfahrungen aus unseren Kämpfen gegen rechts – Staat und Recht kritisch sehen und leidenschaftlich für Menschenrechte und Zivilgesellschaft streiten, das »Recht gegen rechts« einfordern?
 
Antifaschismus – diese Losung ist dem liberalen Rechtstaat auch heute oft immer noch fremd. Um seine Feind*innen zu bekämpfen, operiert er mit Begriffen wie »wehrhafte Demokratie« und »freiheitlich demokratische Grundordnung«. Die »Mitte« der Gesellschaft grenzt sich von einem diffusen, hufeisenförmig gedachten, angeblich gleichermaßen abzulehnenden »linken« und »rechten« »Extremismus« ab – einem Begriff, der Demokratiefeindlichkeit entpolitisiert und die Gefahren unterschlägt, die auch aus der vermeintlichen »Mitte« erwachsen. Diese falsch verstandene Neutralität des Staates hat groteske Auswüchse geboren: beginnend mit den berüchtigten Radikalenerlässen gegen (vermeintliche) Linke in den 1970ern, die auch heute wieder in Abwandlungen als angeblich wirksame Instrumente für den Kampf gegen rechte Beamt*innen ins Spiel gebracht, stattdessen aber allzu oft gegen antifaschistisch engagierte Lehrer*innen und Studierende eingesetzt werden, bis zum Entzug der Gemeinnützigkeit für Vereine ehemaliger Opfer der NS-Verfolgung und Shoah (siehe den Beitrag von Mehmet Daimaguler im Report 2020, S. 99ff.). Allzu oft haben die Mittel des Rechts wenig zum Kampf gegen rechts, umso mehr zur Bekämpfung von Antifaschist*innen beigetragen.
 
Das Recht gegen rechts – das ist im liberalen Rechtsstaat also immer auch die Mahnung, der Versuchung zu widerstehen, blind jenem »starken Staat« zu vertrauen, der zu oft Teil des Problems war und ist. Dennoch können wir es uns nicht leisten, im Kampf gegen rechts auf das Recht zu verzichten. Statt unpolitischer Extremismusbekämpfung, die am Ende nur den Rechten selbst nützt, ist es notwendig, diesen Widerspruch des liberalen Rechtstaats zu thematisieren und die Diskussion um Gegenstrategien im Recht selbst offensiv zu führen.
Der Report zeigt daher erneut auf, wo rechte Akteur*innen das Recht nutzen und die Justiz ihnen zur Seite springt, wo sich menschenverachtende Ideologie im Recht zeigt. So thematisiert Maximilian Pichl die rassistische Dimension der Festung Europa, die weißen, christlichen Ukrainer*innen zu Recht Schutz und Aufnahme gewährt, andere Geflüchtete jedoch abweist und im polnisch-belarussischen Grenzgebiet sterben lässt. Fatou Sillah analysiert die nur durch Zufall bekannt gewordene Praxis einer Bremer Wohnungsbaugesellschaft, Mieter*innen nach rassistischen Kriterien zu bewerten.
 
Wo die Justiz gegen rechte Umtriebe tätig wird, soll der Report Teil einer kritischen Chronik sein. Am Beispiel des Verfahrens gegen den SS-Wachmann Josef Schütz greift der Beitrag von Thomas Walther das zögerliche Vorgehen der Justiz zur Verfolgung der letzten NS-Täter*innen auf. Auch der Umgang der Justiz mit aktuellem Rechtsterrorismus, rechten Umsturzvorbereitungen sowie den Verstrickungen von Sicherheitsbehörden ist wieder Gegenstand des aktuellen Reports (siehe dazu die Beiträge von Andreas Fischer-Lescano, Heike Kleffner und Martín Steinhagen). Die fragwürdige Entscheidung der Justiz in Mecklenburg-Vorpommern, auf eine öffentliche Beweisaufnahme beim Waffengeschenk an den ehemaligen CDU-Innenminister Lorenz Caffier durch einen Rechtsextremisten im Nordkreuz-Komplex zu verzichten, beschreiben Christina Schmidt und Sebastian Erb.
 
Nicht zuletzt zeigen die Beiträge des Reports aber auch wieder Beispiele rechtlicher Gegenstrategien: Susanne Müller und Andreas Gutmann beschäftigen sich mit den rechtlichen Möglichkeiten, Rechtsradikale von Schöffenämtern und Sportvereinen fernzuhalten. Hanning Voigts und Lilli Hasche beleuchten, wie unterschiedliche rechtliche Institutionen mit verklausuliertem Antisemitismus umgehen. Benedikt Yuji Kaneko zeigt, wie Vereine und Verbände Rechtsextremismus im Fußball nicht totschweigen, sondern ihm offensiv entgegentreten können. Und nicht zuletzt zeigt sich im Familienrecht, wie zukunftsweisend strategische Prozessführung im Sinn einer offenen, vielfältigen Gesellschaft wirken kann: Der Europäische Gerichtshof mahnte Ende 2021 gesetzgeberische Reformen zur rechtlichen Absicherung und gesellschaftlichen Anerkennung der schon lange gelebten Vielfalt an Familienformen an – etwa Zwei-Mütter- oder Zwei-Väter-Familien, Mehrelternfamilien oder Familien mit trans- und intergeschlechtlichen Eltern. Dem war ein beharrlicher Weg jahrelanger – freilich fortdauernder – Kämpfe von Betroffenen, Verbänden und Verbündeten vorangegangen (siehe den Beitrag von Lucy Chebout).
 
Dieser dritte Report wird erneut durch die großzügige Unterstützung der Universität Bremen, der Friedrich-Naumann-Stiftung, der ZEIT-Stiftung, der Amadeu-Antonio-Stiftung und des Republikanischen Anwältinnen- und Anwältevereins ermöglicht. Für ihr Vertrauen in unser Vorhaben, eine transparente und streitbare Diskussion über dringende und komplexe rechtsstaatlichen Fragen anzustoßen, danken wir allen Förder*innen und Leser*innen sehr. Eva Berié danken wir erneut für ihr überaus akribisches und fachkundiges Lektorat. Für die redaktionelle Unterstützung bedanken wir uns erneut bei Florian Nustede.
 
Entscheidend zu diesem Projekt beitragen können auch Sie, liebe Leser*innen: Wir laden wieder dazu ein, Hinweise auf Verfahren oder Entscheidungen, die eine kritische Beleuchtung verdienen, an recht_gegen_rechts@posteo.de zu schicken. Vielen Dank!
 
Die Herausgeber*innen

Vom Rassismus, dem wir uns stellen müssen

Zur Notwendigkeit einer gesellschaftlichen und institutionellen Auseinandersetzung


von Seda Başay-Yıldız


22. bis 25. August 1992, Rostock-Lichtenhagen. Brandsätze fliegen auf ein Asylbewerberheim und ein Wohnheim für Vietnames*innen. »Deutschland den Deutschen, Ausländer raus!, Sieg Heil«, wird gerufen. Es gibt viele Schaulustige, die die Täter*innen aufhetzen und Beifall klatschen. Erst viel später greift die Polizei ein. Das Pogrom ist rassistisch motiviert.
 
23. November 1992, Brandanschlag in Mölln. Drei Mitglieder der Familie Arslan – Bahide Arslan (51), Yeliz Arslan (10) und Ayşe Yılmaz (14) – sterben. Der Anschlag ist rassistisch motiviert.
 
29. Mai 1993, Brandanschlag in Solingen. Fünf Menschen sterben. Gürsün İnce (28), Hatice Genç (18), Gülüstan Öztürk (12), Hülya Genç (9) und Saime Genç (4). Der Anschlag ist rassistisch motiviert.
 
Inmitten dieser Ereignisse bin ich aufgewachsen. Sie haben meine Familie und auch mich sehr geprägt. Sie waren ein Einschnitt in unserem Leben. Die Gefahr wurde real. Ausländer*innen in Deutschland waren nicht sicher. Türk*innen schon gar nicht.
Mein Vater ist 1964 als Gastarbeiter nach Deutschland gekommen, meine Mutter Anfang der 1970er Jahre. Sie haben sich in Deutschland kennengelernt. Sie hatten keine Kontakte zu Deutschen, denn die blieben eher unter sich. Also blieben meine Eltern auch unter ihresgleichen. Obwohl mein Vater seit 1964 in Deutschland lebt, spricht er immer noch gebrochen Deutsch.
Bis zum rassistischen Pogrom von Rostock-Lichtenhagen, den rassistischen Brandanschlägen von Mölln und Solingen fühlten wir uns sicher in Deutschland. Dass Menschen verbrannt und getötet werden, weil sie Ausländer*innen sind, war unvorstellbar. Zumindest hatten wir nie darüber nachgedacht und das auch nicht für möglich gehalten. Des Öfteren musste ich jetzt auf dem Schulweg an Graffitis vorbeilaufen mit Slogans wie »Türken raus«. Nach diesen Anschlägen, die medial – und vor allem auch in den türkischen Medien, die meine Eltern lasen – sehr präsent waren, waren wir alle unruhig, insbesondere meine Mutter. Monatelang redete sie über nichts anderes. Sie wollte Deutschland verlassen, weil sie der Meinung war, wir seien hier nicht mehr sicher. Mein Vater wiederum war der Meinung, dass er seine Familie beschützen könne. Meine Eltern stritten sich. Meine Mutter fragte: Worauf wartest du noch? Soll es uns so ergehen wie der Familie Arslan und Genç? Mein Bruder und ich konnten das damals nicht einordnen. Die Türkei kannten wir nur aus dem Urlaub. Zurück? In der Schule waren die Anschläge jedenfalls kaum Thema. Keiner fragte uns, was das mit uns machte. Wieso auch?
 
Ich besuchte damals ein Gymnasium in Marburg, einer Universitätsstadt in Mittelhessen. Dort wurde ich geboren, und dort bin ich auch aufgewachsen. Unter 1000 Schüler*innen gab es vielleicht drei mit Migrationshintergrund. Jedes Jahr bekam ich vom Schulleiter einen Brief für meine Eltern ausgehändigt, den ich wiederum meinen Eltern übersetzen musste. Darin bat die Schulleitung um Auskunft, ob meine Eltern vorhätten, für immer in die Türkei zurückzukehren, und wenn ja, sollte ich doch bitte den Platz auf dem Gymnasium freigeben für jemand anderen. Das Abitur als Zugang zur Universität würde ich ja nicht benötigen, sollten wir für immer in unser »Heimatland« zurückkehren. Damals habe ich es auf eine Konfrontation nicht ankommen lassen. Früh lernte ich: Wenn man im Leben vorankommen möchte, darf man nicht aufmucken.
Ich trug kein Kopftuch und durfte an allen Klassenfahrten teilnehmen, was damals bei migrantischen Schülerinnen nicht üblich war. Ich wurde trotzdem ständig gefragt: Warum trägst du kein Kopftuch, darfst du überhaupt auf Klassenfahrt? Mein Vater war – obwohl er in einem anatolischen Dorf aufgewachsen war – sehr fortschrittlich. Er bewunderte schon immer Frauen, die unabhängig und stark waren. Und so stellte er sich auch seine Tochter vor, was in seiner Umgebung – vor allem bei anderen Vätern mit Töchtern in meinem Alter – für Unmut sorgte. Ein schlechtes Vorbild für ihre Töchter. Doch das war ihm egal.
 
Es war damals keine leichte Zeit. Die Schule war sehr elitär. Prominente Persönlichkeiten – überwiegend von der CDU – und ihre Kinder hatten die Schule besucht. Manche Lehrer*innen waren der Ansicht, dass es nur Kindern von Akademiker*innen vorbehalten sein sollte, Abitur zu machen und zu studieren. Es waren die 1980er und 1990er Jahre. Eine andere Zeit. Ich denke nicht gerne an meine Schulzeit zurück. In der 7. Klasse gab es einen Mitschüler, der ständig »Heil Hitler« rief, wenn er mich sah. Er fand das besonders lustig. Ich erzählte meinen Eltern nichts. Sie konnten ohnehin nicht helfen. Was hätten sie tun sollen? Ohnehin hätte ich bei einem Gespräch alles übersetzen müssen und dann auch noch gegenüber der Schulleitung, die mich loswerden wollte, da wollte ich nicht noch mehr auffallen.
Ich habe, was die damalige Zeit betrifft, vieles verdrängt. Erst kürzlich fragte mich eine ehemalige Mitschülerin, warum ich davon nie erzählt hätte. Ich wollte nicht, dass meine Mitschüler*innen erfuhren, was in mir vorging und welche Probleme wir hatten. Ich wollte kein Mitleid. Sie hätten es sowieso nicht verstanden. Sie lebten in einer ganz anderen Welt.
Es war ein Schutzmechanismus. Ich war ja auch noch ein Kind. Warum sich mit Sachen belasten, die man ohnehin nicht ändern kann. Außerdem will man ja im Leben vorankommen. Dazu gehört – und das begriff ich recht früh –, alles zu überhören, insbesondere rassistische und sexistische Kommentare. Bloß keine Spielverderberin sein und immer ans Ziel denken. Keine Antwort, wenn man in der Schule von anderen Schüler*innen rassistisch beleidigt wird oder von Lehrer*innen ständig gefragt wird, ob man jemandem »versprochen« sei. Keine Beschwerde, wenn einen das hessische Schulamt jedes Jahr aufforderte, den Platz auf dem Gymnasium freizugeben, wenn die Eltern doch in die Türkei zurückkehren.
Es war eine andere Zeit – anders als heute, wo Dinge klarer benannt werden und man auch weiß, wo man Unterstützung bekommen kann. Solche Netzwerke gab es damals nicht.
Ich habe später auch als Anwältin vieles »überhört«. Rassistische Kommentare bei Fortbildungen mit dem Nachsatz: »Seda, DU bist ja gar nicht gemeint.« Bei Gerichtsterminen, vom Staatsanwalt: »Bei euch Türken ist das ja normal …«
 
Irgendwann aber kommt der Zeitpunkt, wo man sich dem Rassismus stellen muss, wo man nicht mehr alles »überhören« kann. Das hat bei mir sehr lange gedauert. Die Selbstenttarnung des sogenannten »Nationalsozialistischen Untergrunds« (NSU) war ein weiterer Wendepunkt in meinem Leben.
Ich war Anwältin der Nebenklage im sogenannten NSU-Prozess. Neun Migranten und eine Polizeibeamtin wurden zwischen 2000 und 2007 von Rechtsterroristen ermordet.
Enver Şimşek (38), Abdurrahim Özüdoğru (49), Süleyman Taşköprü (31), Habil Kılıç (38), Mehmet Turgut (25), Ismail Yaşar (50), Theodores Boulgarides (41), Mehmet Kubaşık, (39), Halit Yozgat (21), Michèle Kiesewetter (22).
Der Öffentlichkeit bekannt geworden ist das mörderische Netzwerk des NSU erst im November 2011. Bis zu diesem Zeitpunkt wurden die Angehörigen der Opfer von den Ermittlungsbehörden kriminalisiert. Monatelang habe ich diesen Fall über die Medien verfolgt. Wieder war ich schockiert, dass dies in Deutschland möglich war. Im Februar 2012 lernte ich dann über meine Kollegin Seyran Kerdi-Elvan die Familie des ersten Mordopfers Enver Şimşek persönlich kennen. Das Zusammentreffen mit der Familie und das Leid, das ihnen widerfahren war, haben mich sehr bewegt.
Als die Familie Şimşek mich dann mandatierte, beantragte ich Akteneinsicht. Erst mit der Lektüre der Ermittlungsakten wurde mir das Ausmaß der rassistischen Ermittlungen bewusst. Auch diese Familie war über ein Jahrzehnt lang kriminalisiert worden. Jetzt war der Zeitpunkt für mich gekommen, nicht mehr alles zu »übersehen«. Der Zeitpunkt des »Sich-Stellens« war gekommen. Ich begann nicht nur im Prozess vor dem Oberlandesgericht München, sondern auch öffentlich den strukturellen Rassismus in den Ermittlungsbehörden zu thematisieren. Schon damals bekam ich rassistische und beleidigende E-Mails. Ich habe keinen dieser zahlreichen Briefe und keine der E-Mails zur Anzeige gebracht, weil ich mich nicht damit beschäftigen wollte. Das war ein Fehler. Im Nachhinein musste ich mir eingestehen, dass man alles zur Anzeige bringen muss. Unter den Schreiberlingen waren einige, die immer wieder mit Klarnamen schrieben. Solchen Menschen muss klargemacht werden, dass ihr Handeln Folgen hat. Dafür ist man aber auch auf die Justiz angewiesen, die solche Verfahren konsequent verfolgen sollte. Erst nach der Ermordung Walter Lübckes, dem langjährigen CDU-Regierungspräsidenten von Kassel, hat sich in dieser Hinsicht etwas getan.
 
Die Blutspur setzte sich weiter fort:
Am 22. Juli 2016 ermordet ein Rassist in einem Einkaufszentrum in München neun Menschen. Armela Segashi (14), Can Leyla (14), Dijamant Zabërgja (20), Guiliano Kollmann (19), Hüseyin Dayıcık (17), Roberto Rafael (15), Sabina S. (14), Selçuk Kılıç (15), Sevda Dağ (45).
 
Doch erst als Walter Lübcke in der Nacht zum 2. Juni 2019 von einem Rassisten ermordet wird, wird von einer »Zäsur« gesprochen.
 
Es hörte aber auch dann nicht auf:
Am 19. Februar 2020 ermordet ein Rassist weitere neun Menschen mit Migrationshintergrund. Gökhan Gültekin (37), Sedat Gürbüz (29), Said Nesar Hashemi (21), Mercedes Kierpacz (35), Hamza Kurtović (22), Vili Viorel Păun (22), Fatih Saraçoğlu (34), Ferhat Unvar (23), Kaloyan Velkov (33).
 
Meine Mutter fing wieder an: Hanau sei nicht weit von uns entfernt, und ich bzw. die gesamte Familie sei schon bedroht worden. Polizeibeamt*innen seien suspendiert, wem könnten wir noch vertrauen? Außerdem sei unsere neue Anschrift auch noch öffentlich gemacht und verbreitet worden.
Bis zu diesem Zeitpunkt hatte ich niemals Anzeige erstattet. Nur ein einziges Mal. Das betraf ein Fax, das ich am 2. August 2018 erhielt. Adressiert an mich mit »Miese Türkensau«. Was dann kam, war meine Privatanschrift und der Name meiner damals 22 Monate alten Tochter, die »geschlachtet« werden sollte. Der Name meiner Tochter und meine Privatanschrift waren nicht öffentlich bekannt.
Als ich dieses Fax bekam, war ich beruflich im Ausland unterwegs. Abends im Hotel rief ich meinen Fax-Eingang ab. Ich war diesmal sehr besorgt. Die Angst wurde real. Woher hatte der Versender meine private Anschrift und den Namen meiner Tochter? Ich rief sogleich zu Hause an und informierte meinen Ehemann, dass er auf unsere Tochter aufpassen solle. Erstmals erstattete ich per E-Mail Anzeige bei der Polizei. Die Polizei meldete sich auch umgehend, fragte unter anderem, ob ich private Probleme hätte. Dies verneinte ich, denn wenn es so wäre, hätte ich das natürlich mitgeteilt. Mein Kind wurde bedroht. Warum sollte ich da Rücksicht auf irgendjemanden nehmen?
Drei Wochen hörte ich von der Polizei nichts. Ende August 2018 kam ein Beamter und sagte, dass sie jemanden ermittelt hätten. Namen wurden keine genannt. Wiederum Mitte Dezember 2018 hörte ich im Radio, dass eine rechtsextreme Chatgruppe in der hessischen Polizei aufgeflogen sei. Ausgangspunkt sei ein anderes Verfahren gewesen. Dies machte mich hellhörig, und ich fragte bei der Polizei nach. Die Antwort: Es gäbe keinen Zusammenhang mit meinem Fall. Später erfuhr ich von Journalist*innen, dass meine Daten im 1. Polizeirevier in Frankfurt abgerufen worden waren – ebenso auch die Daten meiner Eltern und meines Ehemannes. Die Abfrage meiner persönlichen Daten und der meiner Familie soll im 1. Polizeirevier 90 Minuten vor dem Versenden des ersten Faxes erfolgt sein. Die Beamtin, unter deren Kennung die Abfrage erfolgte, sei zunächst – wie ich später erfuhr – in eine andere Dienststelle versetzt, und erst nachdem man bei der Auswertung ihres Handys auf die rechtsradikale Polizeichatgruppe gestoßen war, suspendiert worden. Die Bedrohung eines knapp zweijährigen Kindes und eine zeitlich damit in Zusammenhang stehende Abfrage hatte für eine Suspendierung also nicht gereicht und erfolgte erst, nachdem man die Chats ausgewertet hatte und eine öffentliche Reaktion befürchtete. Es hat drei Jahre gedauert, bis ich Einsicht in die Akten bekommen konnte. Die Staatsanwaltschaft Frankfurt wollte verhindern, dass ich sah, welche Inhalte in den Chats ausgetauscht worden waren. Erst nachdem ich die Chatverläufe der Polizeibeamt*innen gesehen hatte, habe ich das Ausmaß begriffen. Es handelt sich momentan noch um ein laufendes Verfahren, so dass ich derzeit nicht dazu Stellung nehmen kann. Aber so viel darf angemerkt sein: Die Äußerungen der Polizist*innen in den Chats sind widerlich, menschenverachtend, rassistisch, antisemitisch und frauenfeindlich.
 
Dass diese Äußerungen von Kolleg*innen dieser Beamt*innen im 1. Revier als »schwarzer Humor« abgetan werden bzw. dass mitgeteilt wird, die Polizist*innen seien eher besonnene Kolleg*innen gewesen und mit Sicherheit keine Rassist*innen, begreife ich bis heute nicht. Ich weiß nicht, was schlimmer ist. Das jahrelange Wegsehen oder die Verharmlosung. Die Überzeugung, man sei eine »Polizeifamilie« und müsse füreinander einstehen, besteht also doch. Nach wie vor bekommen die suspendierten Beamt*innen ein volles Gehalt, obwohl dem hessischen Innenminister die Inhalte dieser Chats längst bekannt sind und die charakterliche Eignung dieser Beamt*innen – ganz unabhängig von dem Bekenntnis zur freiheitlich demokratischen Grundordnung – zweifelsohne nicht vorliegen dürfte. Rassist*innen dürfen nicht in Sicherheitsbehörden arbeiten, wo sie für den Schutz auch von Minderheiten zuständig sind.
Erst nachdem über den Fall öffentlich berichtet woren war, bekamen wir Polizeischutz. Alle Umstände dieser Bedrohung sind nach wie vor sehr belastend für meine Familie. Meine Mutter, die sich bestätigt sieht, dass man das Land längst hätte verlassen sollen, sprach von nichts anderem mehr. Das hessische Landeskriminalamt (LKA) hat Beamte geschickt, die mit mir und auch mit meiner Mutter geredet haben, um sie zu beruhigen. Mein Vater verweigerte sich diesem Gespräch. Er verließ das Haus, bevor die Beamten kamen, und kehrte erst zurück, nachdem sie gegangen waren. Es gab Grundsatzdiskussionen, ob ich meine Meinung unbedingt öffentlich kundtun muss, ob ich unbedingt Mandant XYZ vertreten solle. Es tut mir leid, dass das Vertrauen auch meiner Familie in die deutschen Sicherheitsbehörden verloren gegangen ist. Sie wissen natürlich, dass sich die große Mehrheit auf dem Boden der freiheitlich-demokratischen Grundordnung bewegt. Aber, so meine Mutter, woher solle man denn wissen, mit wem man es gerade zu tun habe?
 
Das wiederum finde ich schade, denn ich habe viel Zuspruch aus ganz Deutschland von Polizeibeamt*innen erfahren, die sagten, dass sie sich dafür schämen, dass so etwas möglich ist bei der Polizei. Der Aufklärungswille und vor allem Aufarbeitungswille gerade in Hessen und gerade seitens des hessischen Innenministers ist aber nicht gegeben. Das stärkt leider nicht das Vertrauen in die Ermittlungsbehörden und entspricht auch nicht dem Willen der Mehrheit der Beamt*innen, die Aufklärung fordern, um Vertrauen zurückzugewinnen.
Es ist zuweilen schwierig.
 
Nach wie vor muss der Schutz meiner Familie eingefordert werden. Das Landeskriminalamt hat ein Gutachten erstellt, wie ich mein Haus zu unserem Schutz aufrüsten könne. Ich schrieb dem Innenminister, ob sein Ministerium die Kosten dafür übernehmen würde. Schließlich waren es hessische Polizist*innen, die uns durch die Abfrage und Weitergabe persönlicher Daten in Gefahr gebracht haben. Die Antwort war beschämend. Der ganze Vorfall sei bedauerlich, aber habe nichts mit der hessischen Polizei zu tun, so der Innenminister. Der Beamte oder die Beamtin, die während ihrer Dienstzeit an ihrem Dienstcomputer die Daten rechtswidrig abgerufen habe, habe nicht »hoheitlich«, sondern rechtswidrig gehandelt. Verantwortung zu übernehmen sieht anders aus.
 
Der Innenminister, zumindest der hessische, ist eben nicht für alle Bürger*innen dieses Landes da. Das ist Fakt. Es war entwürdigend, diese Streitigkeiten öffentlich führen zu müssen.
Der ehemalige Frankfurter Polizeipräsident, der bis zuletzt versuchte, den Bedrohungssachverhalt klein zu halten und dies auch gegenüber dem LKA, das den Fall im Dezember 2018 übernahm, lud mich zu einer »Migrantenveranstaltung« ein. Selbstverständlich sollte die Polizei mit Migrant*innen-Organisationen, Moschee- und Fußballvereinen und dem türkischen Konsulat im Gespräch sein. Wichtiger jedoch wäre gewesen – statt eine deutsche Staatsbürgerin und gebürtige Mittelhessin auf eine Veranstaltung von Migrant*innen-Vereinen einzuladen –, mich auf eine polizeiinterne Veranstaltung einzuladen: um über Rassismus und andere Missstände innerhalb der Sicherheitsbehörden zu sprechen. Dies hätte Signalwirkung gehabt. Auch dieses Beispiel zeigt, dass einem immer vor Augen gehalten wird, wer man ist. Ein*e Migrant*in. Und als Migrant*in wird man von wichtigen Gesprächen der weißen Mehrheitsgesellschaft rausgehalten. Es wird sich über uns unterhalten und nicht mit uns.
 
Damals, als wir in Marburg – in einem sozialen Brennpunkt – wohnten, waren wir im Haus die einzige Familie mit Migrationshintergrund. Im Haus lebten überwiegend deutsche Familien, die uns – »den Türken« – gegenüber sehr distanziert waren. Nach dem Anschlag in Solingen entfernte meine Mutter unseren Namen von der Klingel und vom Briefkasten.
 
Es war dann ein Déjà-vu, das ich im Jahr 2018 erlebte. Als meine Mutter mitbekam, wie ich wegen der Gefährdungslage unseren Namen von der Klingel und vom Briefkasten entfernte, sahen wir uns still an.

DEMOKRATIEFEINDLICHKEIT



Der späte Rauswurf des AfD-Richters Jens Maier

Zur Wehrhaftigkeit der deutschen Justiz



von Christine Nordmann



Mitte Dezember 2021 beantragt ein Richter außer Dienst beim sächsischen Justizministerium die »Rückführung« in sein früheres Dienstverhältnis. Der Antragsteller war in der vergangenen Legislaturperiode Mitglied des Bundestages, hatte bei der letzten Wahl im September 2021 aber den Wiedereinzug verpasst. Nun will er, wie zuvor, wieder als Richter tätig sein. Den Weg dahin eröffnet ihm das Abgeordnetengesetz. Es gibt Beamt:innen und Richter:innen nach Beendigung des Mandats einen Anspruch darauf, in das frühere Dienstverhältnis zurückzukehren.

So weit ein ganz normaler Vorgang. An einen Fall wie den vorliegenden aber hat offenbar niemand rechtzeitig gedacht. Der Antragsteller heißt Jens Maier, war AfD-Abgeordneter und ist vom Verfassungsschutz in Sachsen als Rechtsextremist eingestuft. Er gehörte über Jahre dem »Flügel« der Partei an und fungierte in Sachsen als dessen »Obmann«. »Der Flügel« galt laut Bundesamt für Verfassungsschutz als »gesichert rechtsextremistische Bestrebung gegen die freiheitlich demokratische Grundordnung«. Er löste sich Ende April 2020 offiziell auf, kündigte aber an, seine Arbeit fortzusetzen. Jens Maier wollte einen Weg finden, wie die »Haltungsgemeinschaft« weiterhin aktiv sein könne.

Ein Rechtsextremist als Richter?

Die grüne Justizministerin in Sachsen, Katja Meier, erklärte, dem Anspruch Jens Maiers auf Rückkehr in den Landesdienst nichts entgegensetzen zu können: »Das ist geltendes Recht, und daran müssen wir uns halten.« Auch liege es nicht in ihrer Macht, wegen etwaiger Verstöße gegen die Dienstpflichten ein Disziplinarverfahren einzuleiten. Darf also jemand, der durch rassistische Äußerungen, eine völkisch-nationalistische Gesinnung und eine beunruhigende Nähe zur NPD aufgefallen ist, wieder mit Aufgaben der rechtsprechenden Gewalt betraut werden? Wird er, worauf er vereidigt ist, ohne Ansehen der Person urteilen, auch gegenüber Rechtsschutzsuchenden mit schwarzer Hautfarbe oder muslimischem Glauben? Wird er für die freiheitliche demokratische Grundordnung eintreten, wie es das Gesetz von ihm als Richter verlangt, oder lehnt er sie nicht eher ab? Zahlreiche Stimmen zeigten sich beunruhigt. Es müssten alle rechtlichen Möglichkeiten ergriffen werden, um eine Rückkehr Jens Maiers in den Gerichtssaal zu verhindern.

Der Praxistest

Diskutiert wurde die Möglichkeit einer Richteranklage nach Artikel 80 der sächsischen Verfassung: Sofern Richter:innen in Ausübung ihres Amtes oder auch außerhalb des Amtes durch ihr Verhalten gegen die verfassungsmäßige Ordnung des Bundes oder des Freistaates verstoßen, kann das Bundesverfassungsgericht auf Antrag des Landtages anordnen, dass sie in ein anderes Amt oder in den Ruhestand zu versetzen sind. Im Fall eines vorsätzlichen Verstoßes kann auf Entlassung erkannt werden. Zu einer solchen Richteranklage ist es bislang weder in Sachsen noch sonst wo gekommen. Welche inhaltlichen Anforderungen das Bundesverfassungsgericht stellen würde, weiß niemand. Ein von Bündnis 90/Die Grünen eingeholtes Rechtsgutachten des Rechtswissenschaftlers Christoph Möllers hegt in der Sache jedoch keine Zweifel an den Erfolgsaussichten einer Richteranklage. Darüber hinaus böte sie die Gelegenheit, bestehende Ungewissheiten des Verfahrens aufzuklären und gegebenenfalls auch Anpassungsbedarf, etwa bei den Fristenregelungen, festzustellen und in die rechtspolitische Diskussion zu bringen. Doch der Landtag blieb zögerlich. Die zur Herstellung der nötigen Zweidrittelmehrheit gefragte CDU schob die Verantwortung lieber in das sächsische Justizministerium.

Dort entschied man sich, auch gedrängt durch eine enge gesetzliche Frist, Jens Maier ein neues Richteramt zuzuweisen; der Dienstantritt erfolgte am 14. März 2022 am Amtsgericht Dippoldiswalde. Das Ministerium verwies auf den Wortlaut des Abgeordnetengesetzes, welches für die beantragte Rückkehr tatsächlich keine weiteren Voraussetzungen formuliert: Die Betroffenen sind auf ihren Antrag binnen drei Monaten in das frühere Dienstverhältnis zurückzuführen. Dass diese Lesart nicht die einzig denkbare ist, bestätigt hingegen ein von der sächsischen SPD in Auftrag gegebenes Rechtsgutachten des Vorsitzenden Richters am VG Frankfurt am Main a.D., Torsten von Roetteken. Er kommt zu dem Schluss, dass der Antrag hätte abgelehnt werden können. Für einen aus dem Parlament zurückkehrenden Richter müssten die gleichen Voraussetzungen gelten wie bei der Berufung in das Richteramt; auch er müsse die Gewähr dafür bieten, jederzeit für die freiheitliche demokratische Grundordnung einzutreten. Klarer Vorteil wäre gewesen, dass Jens Maier sich seinen Rückkehranspruch erst hätte erstreiten müssen. Bis zu einer gerichtlichen Klärung hätte er weder in seinen Beruf zurückkehren können noch Gehalt bezogen.

Es wäre ebenfalls möglich gewesen, sogleich nach Stellung des Antrages auf Rückkehr ein Disziplinarverfahren zu eröffnen, möglichst mit dem Ziel der Entlassung. Zugleich hätte nach Eröffnung des Verfahrens beim sächsischen Richterdienstgericht – also dem speziell für Richter:innen zuständigen Dienstgericht beim Landgericht Leipzig – eine vorläufige Enthebung vom Dienst beantragt werden können. Das sächsische Justizministerium sah aber auch diesen Weg nicht. Man verwies auf die vorrangige Zuständigkeit der unmittelbar dienstvorgesetzten Gerichtsleitung, in diesem Fall der oder die Präsident:in des Landgerichts Dresden. Damit es aber überhaupt eine zuständige Gerichtsleitung gibt, musste Jens Maier erst einmal ein Richteramt zugewiesen werden. Die Chance, es gar nicht erst zu einer erneuten richterlichen Tätigkeit kommen zu lassen, wurde so vertan. Und das ohne überzeugende Begründung. Denn bis zum Dienstantritt war die sächsische Justizministerin die einzige und deshalb keinesfalls nachrangige Vorgesetzte.

Gegenstand eines Disziplinarverfahrens könnte ein Verstoß gegen die grundlegende Verfassungstreuepflicht sein, die auch während des Abgeordnetenverhältnisses fortwirkt. Soweit das Mandat nicht von einer strafrechtlichen Verfolgung freistellt (sogenannte Indemnität), dürfen sich Beamt:innen und Richter:innen, so der Rechtswissenschaftler Andreas Fischer-Lescano, auch als Abgeordnete nicht in einer Weise äußern, die sie für eine etwaige Wiedereinsetzung in das frühere Amt untragbar macht. Obwohl sich schon der Wissenschaftliche Dienst des Bundestages im Jahre 2018 so geäußert hatte, bezeichnete das sächsische Justizministerium diese Auffassung in einem öffentlich gewordenen Vermerk als wenig überzeugend; sie stehe nicht im Einklang »mit elementaren Grundsätzen des geltenden Richterrechts«. »Kritische Äußerungen« während des Abgeordnetenmandats könnten nicht disziplinarisch verfolgt werden, weil die Pflichten aus dem früheren Dienstverhältnis bis zur Übertragung eines neuen Amtes ruhend gestellt seien.

Es gehe um schwierige Rechtsfragen, die bislang kein Vorbild hätten, gestand der Rechtswissenschaftler und Dienstrechtsexperte Klaus Ferdinand Gärditz dem Justizministerium zu. Aber auch er kam zu dem Schluss, dass es nicht zur Handlungsunfähigkeit verdammt gewesen wäre. Die ruhenden Pflichten beträfen nur das zuvor ausgeübte konkrete Amt, aber nicht den fortbestehenden dienstlichen Status als solchen. Mit diesem verbunden sei die grundlegende Pflicht zur Verfassungstreue. Offene Angriffe auf die Menschenwürde, Demokratie und Rechtsstaatlichkeit wären dann auch während des Abgeordnetenmandats zu unterlassen. Bei Verstößen dagegen müsse der Dienstherr auch schon vor Übertragung eines neuerlichen Amtes reagieren können, um das Vertrauen in die Lauterkeit und die Verfassungstreue des Richterdienstes zu schützen. Der Logik des Ministeriums entsprechend kam es aber erst bei Dienstantritt zur Einleitung eines Disziplinarverfahrens durch die dann vorgesetzte Vizepräsidentin des Landgerichts Dresden.
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